Beschlussvorlage

für Stadtverordnetenversammlung der Stadt X 

(sowie Stadt Y und Gemeinde Z)

Der Magistrat der Stadt X stellt den Antrag, die Stadtverordnetenversammlung möge nach Beratung im Haupt- und Finanzausschuss wie folgt beschließen:

1. Die Stadt X beschließt auf Grundlage und in Ergänzung ihres Beschlusses vom ……. die Einrichtung einer Gemeinschaftskasse mit der Stadt Y und der Gemeinde Z zum 01.01.2022.

2. Der Magistrat wird beauftragt im Einvernehmen mit der Stadt Y und der Gemeinde Z die erforderlichen Detailverhandlungen zu führen und die notwendige öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach dem Gesetz über die Kommunale Gemeinschaftsaufgabe (KGG) zu schließen.
3. Der Magistrat führt die notwendigen Gespräche und Verhandlungen mit der ekom21 zu den technischen Notwendigkeiten und Erweiterungen im Bereich der EDV und schließt notwendige Änderungsverträge.
4. Der Magistrat beteiligt den Personalrat und führt alle personalrechtlich relevanten Maßnahmen durch. 
Begründung 

Die Interkommunale Zusammenarbeit ist ein in Hessen seit Jahrzehnten erprobtes Modell um punktuell – z.B. im Abwasserbereich, der Trinkwasserversorgung oder im Ordnungswesen – durch Kooperationen Synergien zu heben.

Die neuen Herausforderungen durch den Demografischen Wandel, die Finanzkrise der öffentlichen Haushalte sowie die Konkurrenz der Regionen zueinander, werden für die Städte und Gemeinden nur durch die systematische Zusammenführung von beträchtlichen Teilen ihrer Verwaltungen in gemeinsame Dienstleistungszentren zu bewältigen sein.
(Leitsatz der Rahmenvereinbarung des Landes Hessen mit den kommunalen Spitzenverbänden).

In diesem Sinne arbeiten die Kommunen X, Y sowie Z seit Jahren in der Kooperation beispielsweise im Bereich der Digitalisierung oder der Regionalplanung eng zusammen. 

Als neuestes Feld der Zusammenarbeit sollen Aufgaben aus dem Bereich der Geschäfte der laufenden Verwaltung gemeinsam erledigt werden. 
Interkommunale Zusammenarbeit führt in der Regel stets zu

· einer Qualitätssteigerung durch geringere Aufgabenbreite und gleichzeitig größere Aufgabentiefe (Spezialisierung)

· einer verbesserten Auslastung der jeweiligen Organisationseinheiten

· der Möglichkeit im Zuge des demografischen Wandels Dienstleistungsangebote im Hinblick auf Qualität und Quantität aufrecht zu erhalten

· einer Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Dienstleistungserbringung und somit zur Reduzierung von Kosten

und damit zu einer Stärkung im Wettbewerb der Regionen zueinander. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen haben die Bürgermeister der Kommunen X, Y und Z die Gemeinschaftskasse mit den Grundsatzbeschlüssen der Stadtverordnetenversammlungen bzw. Gemeindevertretung als Projekt auf den Weg gebracht.
Nach Auskunft des Innenministeriums in Wiesbaden ist der gemeinsame Förderantrag hinreichend begründet und die notwendige Effizienzsteigerung nachgewiesen. Es steht nur noch die Vorlage der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung an das Innenministerium als Bewilligungsbehörde aus; diese wird nach Beschlussfassung vorgenommen. 
Die zu erwartende finanzielle Förderung durch das Land Hessen wird 75.000,- Euro betragen. 

Noch wesentlich endscheidender wird aber die alljährlich zu erwartende Kosteneinsparung in Höhe von mindestens 15 Prozent der bisherigen Kosten aller drei Kommunen in Höhe von xxx Euro sein. 

Es wird daher um die Beschlussfassung gebeten.

(Bürgermeister)
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